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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Der Nationalrat regelte im Berichtsjahr das Absenzenwesen neu. Bisher galt für die
Veröffentlichung der Namensabstimmungen als „entschuldigt“, wer aufgrund eines
Mandats für eine ständige parlamentarische Delegation abwesend war. Anderweitig
fehlende Parlamentarier wurden unter der Rubrik „nicht teilgenommen“ aufgeführt. Die
Parlamentarische Initiative Moser (glp, ZH) forderte, auch Mutterschaft als
Entschuldigungsgrund zu akzeptieren. Die Staatspolitische Kommission schlug vor, alle
rechtzeitig beim Ratssekretariat eingetroffenen Abmeldungen als Entschuldig zu
akzeptieren. Dies ging dem Nationalrat allerdings zu weit und er nahm einen
Minderheitsantrag an, der einen abschliessenden Katalog forderte. Neu soll als
entschuldigt gelten, wer sich aufgrund eines Mandats in einer ständigen Delegation,
wegen Unfall, Krankheit oder Mutterschaft abmeldet. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2010
MARC BÜHLMANN

In der seit der "Kasachstan-Affäre" sehr virulenten Diskussion ums Lobbying, brachte
Kathrin Bertschy (glp, BE) ein neues Argument ein: Die Interessenvertretung in den
Kommissionen durch die Parlamentsmitglieder selber. Diese sei freilich gewollt, aber
wenn es bei der vertraulichen Vorberatung von wichtigen Geschäften in den
Kommissionen zu einer Vertretung von direkten finanziellen Eigeninteressen komme,
dann sei der Bogen überspannt. Für einen solchen Fall forderte die Berner Grünliberale
eine Ausstandspflicht für Kommissionsmitglieder. Als Beispiel führte sie den Landwirt
an, der in der Kommission weder über die Ausgestaltung noch über die Höhe von
Direktzahlungen, die er selber ja auch erhalte, mitberaten dürfe. 
Die Mehrheit der SPK-NR erachtete es als schwierig, gerechte Massstäbe für eine solche
Ausstandsregelung zu finden. Sie stellte die rhetorische Frage ob ein Hersteller von
Solarpanels bei der Diskussion um die Energiewende, oder ein Rentner bei der
Vorberatung von Geschäften zur Altersrente, oder ein Skilehrer bei der Beratung zur
Förderung des Tourismus ebenfalls in den Ausstand treten müsste. Es sei schwierig hier
Grenzen zu ziehen und deshalb müsse man weiterhin auf eine gute und repräsentative
Besetzung der Kommissionen, die in der Verantwortung der Fraktionen liege, zählen.
Erst wenn diese Selbstregulierung nicht mehr funktioniere, müsse man sich über Regeln
Gedanken machen. 
In der Ratsdebatte versuchte eine Minderheit vergeblich, den Unterschied zwischen
Interessenvertretung und Vertretung von Eigeninteressen deutlich zu machen. Auch die
Nennung der konkreten Beispiele aus der letzten Legislatur vermochte die
Ratsmehrheit nicht umzustimmen. Die Vertreterin der Kommissionsminderheit und
Parteikollegin der Initiantin – Tiana Angelina Moser (glp, ZH) – erwähnte etwa die
Agrarreform 2014-2017 oder die Beratung des Alkoholgesetzes, das von einer
Jugendschutzvorlage zu "einem Schnapssubventionsgesetz mutiert" sei. Die
Volksvertreterinnen und -vertreter wollten aber von einer Ausstandspflicht nichts
wissen und versenkten das Anliegen mit 118 zu 64 Stimmen bei 12 Enthaltungen. Die GLP
wurde von den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und GP unterstützt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft
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Landwirtschaft

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Le Conseil des Etats a liquidé par 22 voix contre 12 une initiative parlementaire
Bruderer Wyss (ps, AG), adoptée par le Conseil national l’année précédente, visant à
interdire l’importation de fourrures d’animaux ayant subi de mauvais traitements. La
chambre des cantons a estimé qu’une interdiction n’est pas compatible avec les
accords de l’OMC et qu’un système de déclaration obligatoire, comme demandé par la
motion Moser (Verts-libéraux, ZH) adoptée en 2009, garantit la transparence pour le
consommateur (Mo. Moser, 08.3675). 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

1) AB NR, 2010, S. 1540 ff.
2) AB NR, 2016, S. 1184 ff.; Abstimmung 15.467 (NR); Bericht SPK-N vom 15.4.2016 (3)
3) BO CE, 2011, p. 49 ss.
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